








































schaffen, das dann in ein imperialistisdles Europa unter der 
Vorherrsdlaft des deutsd1en Imperialismus eingegliedert 
werden soll, solange sie nicht bereit ist, den anderen deutschen 
Staat anzuerkennen und mit ihm zu verhandeln, und statt 
dessen die Rüstung potenziert, so lange wird auch die Sowjet­
union im Interesse der deutschen Nation und im Interesse der 
Erhaltung des Weltfriedens niemals irgendeiner derartigen 
Deutschland-Konzeption der Bonner Machthaber zustimmen. 
Das bringt der Freundsdlaftsvertrag eindeutig zum Ausdruck. 

Eine mit territorialen Ansprüdlen verbundene "Wiederver­
einigungsu-Palitik läßt sich im Grunde nur mit militärischen 
Mitteln durchführen. Die Bonner These, daß "die Wiederver­
einigung oberstes Ziel der Deut.sd1land-Politik" sei und daß 
dieses Ziel unter allen Umständen und mit allen Mitteln, ohne 
irgendein - sowieso unberechenbares - Risiko zu berücksich­
tigen, verfolgt werden müsse, erklärt das Streben Westdeutsch­
lands nach Verfügungsgewalt über Kernwaffen, wenn es sein 
muß auch innerhalb einer "multilateralen Atomstreitmacht" 
(MLF), Der Militärsachverständige der "Frankfurter Allge­
meinen'\ Weinstein, hat das Mittel dieser selbstmörderischen 
imperialistischen "Wiedervereinigungspolitik" in der Ausgabe 
des Blattes vom 20. Dezember 1963 gekennzeidmet: 

"Nur eine Bewaffnung, die von der Idee des :unberechen­
baren Risikos geformt ist, kann dem Begriff der Vorwärts­
verteidigung seinen Sinn geben." 

Also: "roll ohne Rücksicht auf Verluste, Einsatz jeg­
licher Waffen auf dem annexionistischen Weg zur "Wiederver­
einigung", ohne die Zerstörungskiraft dieser Waffen zu be­
achten! Dieser Strategie entspricht auch der ungeheuerliche 
Plan des ehemaligen Naz.igenerals und heutigen Bundeswehr­
Generalinspekteurs Trettner, entlang der westdeutschen Grenze 
zur DDR Atomminen zu legen. Dieses Todeszonenprojekt ist 
niclJ.t zu trennen von der gesamten antinationalen Haltung der 
westdeutschen Staatsführung, ist ihre bisher furchtbarste 
O:f!enbarung. Es jst die brutale Konsequenz jener Politik, die 
mit der imperialistisdlen Spaltung Deutschlands begann. Mit 
dem Trettner-Blan wird d!i.e direkte Existenzbedrohung tür 
die gesamte deutsche Nation sichtbar, die dieser Verrat von 
Anfang an in sich barg. über die Auswirkungen dieses Vor­
habens \Schrieb die "Frankfurter Allgemeine" zynisch, daß der 
Einsatz von atomaren Minen in relativ stark bewohnten Ge­
bieten, die z. T. Industriezonen sind, und ein Bewegungskampf 
entlang einer 1000 Kilometer langen Grenze rund zehn Mil­
lionen Deutsche unmittelbar, die ganze Bundesrepublik aber 
mittelbar in Mitleid(mschaft ziehen würde. 

Warum will Bonn denn Atomminen entlan-g der Staats­
grenze stationieren und Westdeutsch land in ein Pu1verfaß ver-

34) "roll back"; .. ZuTückrollen"; gemeint ist das gewaltsame .. 
rollen" des SO'tialismus aus Mittel- und Südosteuropa. 
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wandeln, statt einen Vertrag abzuschließen über den Verzicht 
beider deutscher Staaten auf Kernwaffen? Es ist doch hohn­
sprechend, einem vernunftbegabten Menschen glaubhaft 
machen zu wollen, daß ein derartiges Projekt der Wiederver­
einigung Deutschlands diene. Man bedenke daß die Explosion 

Atommine im Grenzgebiet schon könnte, um 
mcht nur Deutschland, sondern auch die Welt in einen Atom­
krieg zu stürzen. Auf eine Wiedervereinigung in einern ato­
maren Massengrab verzidJ.tet das deutsche Volk. An diesem 
Atomminenplan wird wieder offenbar, daß es der westdeut­
schen Staatsführung gar nicht um eine Wiedervereinigung auf 
friedlichem und demokratischem Wege geht. Hier wird die 
"Vorwärtsstrategie" demonstriert, die den revanchistischen 
Interessen des westdeutschen Imperialismus entspricht d. h. 
die Bundeswehrgeneralität wil1 damit eine atomare Ausgangs,.­
stellung für ihre militaristisdJ.en Aggressionsabenteuer gegen 
die DDR und andere sozialistischen Staaten schaffen. 

In einem Artikel, der in der "Stimme der Gemeinde" Nr.21 
vom 1. November 1964 abgedruckt ist, wirft der in West­
deutschland lebende brdti.Sche Journalist Sebastian Ha f f ne r 
die Frage auf, ob es einen national zu rechtfertigenden Grund 
dafür gäbe, daß Westdeutschland von Jahr zu Jahr seine Auf­
rüstung forciert. EI" beklagt sich, daß dadurch im Bonner Staat 
alles aufgezehrt würde, was man von dem wachsenden Volks­
einkommen an höheren Steuereinnahmen in den nächsten 
fünf, sechs Jahren erhoffen könne. Für alle die wirklidl drän­
genden Notstände, gegen die etwas getan werden müßte - Bil­
dungsnotstand, Krankenhausnotstalld, Luft- und Wasserver­
seuchung, Straßenverstopfung - , bliebe nichts übrig, weil alles 
in die Vorbereitung auf den Kriegsfall gesteckt würde. Und er 
\Stellt die berechtigte Frage: "Steht denn der Krieg vor der 
Tür?!! - Die für die Rüstung in Westdeut.schland Verantwort­
lichen geben Beruhigungspillen aus, indem sie sagen, daß da­
von keine Rede sein könne, aber man müsse auf alle Möglich­
keiten eiTIgeTichtet sein. Sebastian Haffner gibt ihnen deu1llich 
zu verstehen: 

"Aber auf alle Möglichkeiten eingeridltet sein, das kann man 
nicht. Auf einen totalen Atomkrieg z. B., der gerade in 
Deutschland leider, wenn es überhaupt hier zum Kriege käme, 
ziemlich wahrscheinlich kann man sich nicht einrichten. 
Gegen den Tod ist kein Kraut gewachsen. Auf eine lange Frie­
densperiode richtet man sich auch nicht ein." 

Haffner kommt zu der Schlußfolgerung, daß sich die Bun­
desrepublik tatsächlich nur auf ei ne Möglichkeit einrichtet, 
auf die aber so gründJich Wld zielstrebig, als sei sie schon fast 
eine Sicherheit: auf die Möglichkeit eines Krieges. Ihm ist es, 
genau wie allen friedliebenden Kräften in heiden deutschen 
Staaten, unverständlich, warum es denn eigentlidl zum Kriege 
kommen sollte, da doch niemand in der ganzen Welt etwas 
von der Bundesrepublik wolle, für das sie kämpfen müßte. 
Und er fährt fort: 
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"Eigentlich hat die Bundesrepublik jede Aussicht den Rest 
des Jahrhunderts wie schon die letzten 15 Jahre 'in tiefem 
,ungestörtem Frieden zu verbringen - wenn sie will. • 

Will sie? Man kann nicht umhin zu cemerken daß sie ihrer­
seits ei~e Me~ge Dinge haben will, die ohne Krieg nicht zu 
h~ben SJ~d : dIe ~anze DD~, große Teile des heutigen Polens, 
~men kleln~ Tell.der heu.tigen Sowjetunion (einige Leute, die 
In der Regterung lmmerhm vertreten sind wollen auch noch 
Teile der Tschechoslowakei haben)." • 

Haffner weist weiter auf den Widerspruch der westdeut­
schen Politik hin, daß man alles auf friedlichem Wege ohne 
Gewalt, bekommen wolle, etw,as, das offensiChtlich oh~e Ge­
wal~ ni~.t zu haben ist. Wenn man sich dann noch gleichzeitig 
SO.eJ.nse.l~g ohne Not auf einen bevorstehenden Krieg einrichte, 
w~e es die Bundesrepublik tue, müsse das etwas eigenartig 
WIrken. Wenn man da~n noch berücksichtigt, daß, wie .auch 
Haffner hervorhebt, es Ja die BW1desrepublik ist, die sich laut­
hals als Rechtsnachfolger des früheren Deutschen Reiches eines 
zweifellos kriegerischen Staates bezeichnet W1d ~n sozial~ und 
personaler Hinsicht das ehemalige Deutsche Reim auch brutal 
fortset~t. " .. . d~n muß man schon sehr arglos sein, 'wenn 
~an ~ch gar mchts dabei denkt" , Wir stimmen mit Haffner 
uberem, wen~ er die Frage, ob denn ein Krieg im Interesse der 
Bundes.republik: liegen könne, folgendennaßen beantwortet: 
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.. We~n ma.n sich ihre geographische Lage, ihre Bevölke­
rungsdu:hte, ihren Umfang ansieht, kann man das doch wirk­
lich nicht sagen. Das große Deutsche Reidl im voratomaren 
Zeitalter konnte mit einer gewissen Logik seine Sicherheit in 
militärischer Stärke und ständiger Kriegsbereitschaft suchen 
- obwohl es schließlich auch nicht gut damit gefahren ist. 
Aber für die kleine Bundesrepublik im Atomzeitalter ist das 
doch kopfschüttelnmachende Gedankenlosigkeit. Der Krieg, 
auf den sie sich so kostspielig einrichtet, für den sie sich so 
sorgfältig vorbereitet, das wäre einfach die totale von vorn­
herein hoffnungslose, sinn- und zwecklose Selbst~erstörung." 

1-

3. Wo ist der Weg zur Lösung der nationalen Frage? 

Das Bestehen und das Wirken der DDR, verbunden mit der 
Kraft W1d Stärke ihrer Bündnisparlner im sozialistischen 
Lager haben dazu geführt, daß man sicll seit einiger Zeit selbst 
in den herrschenden KTeisen der Großbourgeoisie Westdeutsch­
lands W1d Westberlins zuweIlen die Frage vorlegt, ob der 
bisherige K.urs der Bonner Deutschland-Politik weiter ver­
folgt werden kann oder ob er geändert werden muß W1d wie 
weit man dabei gehen könne. Hierüber herrschen verschiedene 
Meinungen. Es gibt Politiker W1d Persönlichkeiten, die einen 
Ausweg aus der Erfolglosigkeit der westdeutschen imperia­
listischen Deutschlandpolitik zu flnden hoffen, ~ndem sie an 
die Stelle der bisherigen Methoden dieser Politik neue, 
flexiblere Taktiken - wie sie es nennen - setzen, mit deren 
Hilfe das alte strategische Ziel, die Beseitigung der Arbeiter­
Wld-Bauern-Macht in der DDR, unter den veränderten Ver­
hältnissen innerhalb und außethalb der Nation doch noch er­
reicht werden kann.35) 

Die Haltung der Anhänger einer flexibleren Politik ist im 
wesentlichen von der Kennedyschen "Friedensstrategie" be­
einflußt. Deren Inhalt ist gekennzeichnet durch das Bestreben, 
die Herrschaft des Imperialismus zu stabilisieren, die Ent­
wicklung des Sozialismus aufzuhalten W1d ihn nach Möglich­
keit zurückzudrängen. Ihre Strategie und Taktik soll "nicht 
wie früher - zur Zeit der Dulles-Politik - ... eine einfache 
Politik des Konfliktes, sondern ... eine zweiseitige Politik der 
Zusammenarbeit und des Konflikts sein, eine Linie des Kon­
taktes bei Fortsetzung des Wettrüstens"36). Die Parole "Wand­
lung durch Annäherung", die Kennedy in seinen Reden vor 
der American Unive:rsity in Washington und in Westberlin im 
Juni 1963 prägte, drückt aus, daß der neue Kurs gegenüber 
dem sozialistischen Lager auf dessen "tödliche Umarmung" 
hinzielen soll . 

Wie sieht die "aktive WiedervereinigungsPolitik44 der 
flexiblen Richtung aus? Der Westberliner Bürgermeister 
BTandt drückte es einmal in einer Rede vor dem Westberliner 
Abgeordnetenhaus wie folgt aus: 

"Wir wollen keine neuen Grundsätze, sondern wir wollen 
unveränderliche Grundsätze, Kontinuität im Sinne der Politik 
Ernst Reuters, anwenden auf die sich wandelnde Welt."31) 

35) siehe: Wolfram Neubert; Zwei Linien deI: Bonner DeutsChlandkon­
zeption, 1n: "Deutsche Zeitschrift für Philosophie". 

36) ebenda. 
37) vgl. ebenda. 
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Im .,Pressedien.st des Landes Berlin" vom Juli 1963 schrieb 
Brandt: 

"Es geht um die simple Erkenntnis, daß es keine andere Aus­
sicht auf friedliche Wiedervereinigung unseres Volkes gibt als 
den nichterlahmenden Versuch, die Erstarrung der Fronten 
zwischen Ost und West aufzubrechen ... Das bloße Verharren 
bietet keine Perspektive ... Das Gleichgewicht des Schreckens 
soll zurücktreten hinter dem illusionslosen Versuch zur fried­
lichen Lösung von Problemen ... Eine solche Konzeption kann 
zu einer Transformation der anderen Seite (l) beitragen."38) 

T. Sommer schreibt in "Die Zeit" (Hamburg) vom 3. Januar 
1964 in einem Artikel "Menschlidlkeit und Politik": 

"Die Prinzipien bleiben unangetastet, aber die Fakten wer­
den anerkannt, damit sie verändert werden können .. . Kon­
kret (lautet die Frage): Wie wir das Regime (gemeint ist die 
DDR) von innen wandeln können, wo es nun einmal verwehrt 
ist, es von außen zu stürzen . .. Diese Aufgabe gründet auf 
der nüchternen Erkenntnis, daß der Streit um die de-facto­
Anerkennung ein müßiger Streit ... ist; daß wir aber unter­
halb dieser Schwelle zu respektieren lernen müssen, was ist, 
damit wir uns daran begeben können, zu schaffen, was werden 
soll."Y.l) 

Solche Äußerungen lassen den Unterschied zwischen der 
Linie der Ultras und der "flexiblenu Linie offenbar werden. 
Während die rechtsradikalen Kräfte die Beseitigung der DDR 
mi ttels mili tärischer Aggression bzw. mili täri.scher Erpressung, 
den Fr0n...talangriff entsprechend der Losung "Alles oder nichts" 
auf dem Programm stehen haben und durch internationale 
Spannung zum Sieg kommen wollen, versuchen die Anhänger 
der flexiblen Richtung, z.. B. auf dem Wege ökonomischer Er­
pressung, durch Kontakte und Konzessionen die gesellschaft­
lichen Verhältnisse in der DDR zu verändern, die DDR schritt.­
weise zu zersetzen. Sie wollen die Entspannung für ihre eigenen 
Ziele nutzen. 

Die Unterschiede zwisdlen den Ultras und den Vertretern 
der flexiblen Richtung innerhalb der Großbourgeoisie sind also 
taktischer Natur. Einig sind sich heide in dem Ziel, die im­
perialistische Mach t in ganz Deutschland wiederherzustellen. 
Die flexible Politik ist demnach nur ein Formenwandel der 
antinationalen imperialistisdlen Politik, die darauf gelichtet 
ist, den Staat in Deutschland, der bereits die Zukunft ver­
körpert, zu vernichten oder zumindest abzuwerten. Diese 
Modifikation in der Deutschland-Politik darf nicht über ihren 
reaktionären Inhalt hinwegtäuschen, jedoch hat sie eine ge­
wisse Bedeutung für den weiteren nationalen Kampf in 
Deu tschland 

Der Kurs der westdeutschen und WestberJiner Ultras ist un­
mittelbar gegen die Durcllsetzung der friedlichen Koexistenz 

38) vgl. ebenda. 
39) vgL ebenda. 
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als Lebensnotwendigkeit unserer Epoche gerichtet. Die elasti­
schere Linie dagegen erleichtert in gewissem Maße die Durdl­
setzung dieser Prinzipien. Durch diese Linie erwadlsen den 
Friedenskräften unter den gegenwärtigen Verhältnissen neue, 
günstigere MÖglichkeiten, die Politik der Annäherung und Ver­
ständigung zwischen den beiden deutschen Staaten fortzu­
setzen. Bei alled.em muß man sirh darüber klar sein, daß die 
unter dem Zwang der Verhältnisse vollzogene Modifizierung 
der Deutschland-Konzeption in bestimmten Kreisen der herr­
schenden Klasse Westdeutschlands und Westberlins in ihrer 
Verwirklichung durch. den noch sehr starken Widerstand der 
rechtsradikalen KTäfle gehemmt wird. 1 

Während die orthodoxen Revanchisten in Westdeutschland 
an dem Prinzip "Alles oder nidlts" festhalten, fordern die 
"flexiblen!' Revancltisten eine Politik der "kleinen Schritte". 
Diese Politik dient nicht etwa der friedlichen und demokra­
tischen Wiedervereinigung, sondern dazu, die revanchisti.schen 
Ziele Bonns aui Umwegen zu erreichen. Große Schlitte indieser 
Hinsicht zu wlternehmen, das ist seit der Errichtung des anti­
faschistischen Schutzwalls und dem Abschluß des Freund­
schaftsvertrages zwischen der DDR und der Sowjetunion nicht 
mehr möglich. Das sehen die "flexiblen" Revanchisten ein. Sie 
wollen deshalb etwa auf der durch das Passierschein-Ab­
kommen geschaffenen Verhandlungsbasis - um nicht die DDR 
direkt anerkennen zu müssen und um völkerrechtliche Vor­
wände für eine spätere Aggression in der Hand zu behalten _ 
weitere Vereinbarungen mit staatlünen Or:ganen der DDR 
treffen, durch die die Politik unseres Staates und unsere Be­
völkerung beeinflußt werden könnten. 

Der Westberliner Bürgermeister Brandt spradl in seiner 
Jahresab.schluß-Pressekonferenz 1964 darüber, was er unter 
"kleinen Schritten" versteht: Alle Westberliner sollten die 
Hauptstadt der DDR besuchen dürfen; denjenigen West­
berlinern, die Verwandte in der DDR haben, solle die Erlaub­
nis zur Einreise indie DDR gewährt werden; der Telefonverkehr 
zwischen Westberlin und der Hauptstadt der DDR solle wieder­
hergestellt werden, und es solle die Möglichkeit für Ver­
wandtenbesuche im Gebiet entlang der Staatsgrenze ge­
schaffen werden. 

Das sind Anliegen, die recht und billig wären, wenn nicht 
die kalten KTiegar deren Erfüllung mißbrauchten, um unsere 
Republik zu schädigen. Solche Forderungen zu erfüllen hängt 
nun einmal nicht von unserem guten Willen ab, sondern von 
der den völkerrechtlichen Normen gemäßen Respektierung un­
seres Staates. Weil sich aber die antinationalen Kreise in West­
beTlin und in Westdeutsch land immer noch gegen ein Klima 
der friedlichen Koexistenz sträuben, würden zur Zeit solche 
Vereinbarungen der Konterrevolution nur Tür und Tor 
öffnen. "Die Welt" vom 4. Dozember 1964 läßt keinen Zweifel 
darüber, weldtes Ziel diese Politik ver.folgt: 
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"Die Politik der kleinen Schritte, das heißt die schrittweise 
Veränderung der Bedingungen, unter denen die Menschen im 
anderen Teil Deutschlands leben müssen .. . 

AUS diesem gleichen redaktionellen Bericht ist außerdem zu 
entnehmen: 

"Eine offensive Wiedervereinigungspolitik, die dem ,natio­
nalen Notstand' des deutschen Volkes gerecht werde, nannte 
Wilhelm Wolfgang Sc h ü t z, der geschäftsführende Vorsit­
zende des Kuratoriums (gemeint ist das sogenannte ,Kurato­
rium Unteilbares Deutschland'), als Voraussetzungen für Er­
folge auf dem Wege zu r nationalen Einheit. Diese Politik 
müsse die Verständigung mit dem Osten suchen, gleichzeitig 
aber die politischen, psychologischen und moralischen Bedin­
gungen so grundlegend verändern, daß die SU die Zone als 
eine Belastung und nicht länger als einen Vorteil empfinde." 

Mit der Politik der "kleinen Schritte" möchte man auf Kosten 
der DDR mit ihr Politik machen. Walter Ulbncht hat es auf 
der 7. Tagung des Zentralkomitees der SED deutlich gesagt: 

"Das von uns vorgeschlagene Passierscheinabkommen zeigt, 
was möglich ist. Weitere Schritte setzen den schrittweisen Ab­
bau des kalten Krieges vora'/U) . Die DDR.ist bereit, in der natio­
nalen Politik kleine oder große Schritte zu. gehen, aber sie 
müssen in eine gesicherte Friedensordnung hineinführen." 

Auch der-sogenannte "freie Verkehr" hängt von der Normali­
sierung der Beziehungen ab, die Verhandlungen zwischen 
heiden deutschen Staaten bzw. zwischen der Regierung der 
DDR und dem Westberliner Senat sowie in deren Ergebnis 
sichere Garantien für uns voraussetzen, daß unsere Souveräni­
tät von westdeutscher Seite aus ,anerkannt wird und alle dis­
kriminierenden Maßnahmen ·gegenüber unserem Staat und 
seinen Bürgern unterbleiben. Solange aber durch diese soge­
nannte "Liberalisierung" in der DDR nur versucht werden soll, 
Agenten einzuschJ.eusen, um bei uns den Boden für die Ver­
wirklichung der Vorwärtsstrategie vorzubereiten, unsere Men­
schen abzuwerben, unsere Wirtschaft zu scl1ädigen, ist das 
Problem des Reiseverkehrs nicht hundertprozentig zu lÖSen. 

Die DDR hat mit dem AbschUuß des Passiel'scheinabkom­
mens einen Schritt zur Verständigung getan. Leider folgte die­
sem auf Westberliner Seite kein Abbau des kalten Krieges, 
der dann in der Tat die Voraussetzung für neue Schritte, für 
weitere Abkommen bieten würde. Grenzprovokationen, Mord 
und Währungsspekulationen - das war die Antwort der West­
berliner Ultras auf das Passierscheinabkommen, die vom West­
berliner Senat direkt oder indirekt unterstützt wurde. 

* 
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Es ist eine histor,ische Tatsache, daß die westdeutsche Regie­
rung keinen ·realen Plan für die Wiedervereinigung besitzt. 
Auch die Vorstellung des westdeutschen Außenministers 
S c 'h r öde r, die deutsche Frage von einer ständigen Kom­
mission der Außeruninister der vier Großmächte regeln zu 
lassen, ist national nicht vertretbar. Die Wiedervereinigung 
Deutschlands ist und bleibt die Alligabe der deutschen Staaten 
selbst. Walter Ulbricht hob in seiner Rede auf dem 7, Plenum 
des Zentralkomitees der SED hervor, daß die Idee Schröders 
darauf abzielt, die Lösung der deutschen Frage auf die lange 
Bank zu schieben, wn ~etzten Endes Zeit zu gewinnen für den 
Versuch, die DDR von den anderen sozialistischen Staaten zu 
isolieren und sie dann unter die Fittiche der Imperialisten zu 
nehmen. -

Bei der Gegenüberstellung der IWnzeptionen beider deut­
scher Staaten zur Lösung der deutschen Frage wird. sehr deut­
lich, daß es nur unser Staat ist, der in Deutschland ein klares 
nationales Progranun besitzt. Das ist verständlich, weil unser 
sozialistischer St~t ~ ist, der eine kilare Friedensperspektive 
hat und dem die Zukunft in Deutchland gehört. Deshalb auch 
kann von ihm die Initiative für Frieden, Abrüstung und Ver­
ständigung ausgehen. Die westdeutschen Werktätigen aber 
b'agen die Hauptverantwortung dafür, daß auch Westdeutsch­
land recht bald gleich unserem,Staat den Weg in die friedliche 
Zukunft unserer Nation beschTeiten kann. 

• 
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